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I.

Die Zusammenarbeit von niedergelassenen 
Ärzten mit Krankenhäusern bei der Patien-
tenversorgung ist medizinisch sinnvoll, bei 
strukturellen Engpässen sogar erforderlich und 
weiter zu entwickeln. Dabei sind rechtliche 
Rahmenbedingungen zu beachten.

Berichten zufolge haben sich aber auch Prak-
tiken entwickelt, welche insbesondere sowohl 
berufsrechtlich als auch wettbewerbsrechtlich 
unzulässig sind und im Einzelfall auch straf-
rechtliche Relevanz haben können.

II.

Vorgänge in jüngerer Zeit haben die Bundes-
ärztekammer (BÄK), die Deutsche Kranken-
hausgesellschaft (DKG) und die Kassenärztliche 
Bundesvereinigung (KBV) veranlasst, sich in 
einer Spitzenkonferenz mit Fragen der Zusam-
menarbeit zwischen niedergelassenen Ärzten 
und Krankenhäusern zu befassen. Dabei war 
unter anderem auch die Beurteilung von so ge-
nannten Zuweisungsvergütungen Gegenstand. 
Die Spitzenorganisationen haben hierzu bereits 
am 4. September 2009 eine Pressemitteilung 
herausgegeben.

III.

Entsprechend der gemeinsamen Vereinbarung, 
die Rahmenbedingungen der vertraglichen Zu-
sammenarbeit bei der Einrichtung von so ge-
nannten Clearingstellen darzulegen, geben die 
Spitzenorganisationen folgende Empfehlung 
ab:

1. Sie stellen dazu zunächst Folgendes fest:

 Zur Verbesserung der Patientenversorgung 
ist die Verknüpfung der Leistungssek-
toren organisatorisch, wirtschaftlich sowie 
rechtlich geboten. Bei allen Kooperations-
möglichkeiten ist jedoch darauf zu achten, 
dass allen Zahlungen gleichwertige ärzt-
liche Leistungen gegenüberstehen müssen. 
Anderenfalls kann es sich um unerlaubte 
Provisionen für die Zuweisung von Pati-
enten handeln. Unbeschadet ihrer auslö-
senden Ursache ist ihre Entgegennahme 
dem Arzt verboten, was auch die Kranken-
hausträger zu beachten haben. Absprachen 
darüber sind als Rechtsgeschäfte nichtig. 
Vertragliche Regelungen dürfen keine 
Scheingeschäfte sein. Vertragliche Ab-
sprachen zur Kooperation zwischen Ärzten 
und Krankenhäusern dürfen keinesfalls 
dazu führen, dass für ärztliche Leistungen 
im Verhältnis zu Krankenhäusern und zu 
Kassenärztlichen Vereinigungen Doppel-
abrechnungen erfolgen. Dies kann für die 
Kooperationspartner auch mit strafrecht-
lichen Konsequenzen verbunden sein.

2.  Die Beteiligten auf Landesebene – Ärz-
tekammern, Landeskrankenhausgesell-
schaften, Kassenärztliche Vereinigungen 
– errichten durch vertragliche Abspra-
chen als Beratungsgremium für jedes 
Land eine paritätisch besetzte „Gemein-
same sektorübergreifende Clearingstel-
le Rechtskonformität“ mit je einem aus 
ihrer Organisation entsandten und für die 
Meinungsbildung in der Clearingstelle ver-
antwortlichen Vertreter; die Hinzuziehung 
weiterer Sachverständiger (zum Beispiel 
externe Rechtsberater) soll ermöglicht 
werden.

 Alle Beteiligten unterliegen der Geheim-
haltung gegenüber Dritten. Ziffer 4 letz-
ter Absatz bleibt unberührt. Veröffentli-
chungen über die Arbeit der Clearingstellen 
erfolgen nur nach einvernehmlicher Ab-
stimmung mit anonymisierten Angaben.

3.  Die Clearingstelle wird organisatorisch 
durch die zuständige Ärztekammer unter-
stützt. Die Ärztekammer ist auch federfüh-
rend für die organisatorische Entwicklung 
aller mit der Clearingstelle zusammenhän-
genden Schritte und Maßnahmen. Die an 
der Clearingstelle beteiligten Organisa-
tionen veröffentlichen die Vereinbarung 
über die Bildung der Clearingstelle in ge-
eigneter Weise. Sie können sich auf eine 
andere organisatorische Verfahrensweise 
verständigen. In jedem Fall haben alle Be-
teiligtenvertreter gleichen Zugriff auf die 
beim Federführer geführten Akten.

4. Die Clearingstelle prüft zunächst vorge-
sehene Absprachen und Verträge nieder-
gelassener Ärzte mit Krankenhäusern ins-
besondere auf ihre berufsrechtliche und 
vertragsarztrechtliche und – für die Seite 
der Krankenhäuser – krankenhausrecht-
liche und wettbewerbsrechtliche Zuläs-
sigkeit. Die Clearingstelle prüft auch, ob 
vorgesehene Kooperationsverträge dazu 
führen können, dass gegen Vorschriften 
des Sozialgesetzbuchs V (SGB V) und des 
Bundesmantelvertrages-Ärzte verstoßen 
wird, insbesondere insoweit nicht aus-
zuschließen ist, dass Leistungen sowohl 
im Rahmen der von der Kassenärztlichen 
Vereinigung aus der Gesamtvergütung zu 
entrichtenden Vergütung als auch im Rah-
men von Kooperationsvereinbarungen mit 
Krankenhäusern doppelt vergütet werden.

Anlage: Gemeinsame Empfehlungen
„Clearingstelle“
auf Landesebene zur rechtlichen Bewertung von Kooperationen zwischen 
niedergelassenen Ärzten und Krankenhäusern bei der Patientenversorgung:

„Gemeinsame sektorübergreifende Clearingstelle Rechtskonformität“ der 
Landesärztekammer, Landeskrankenhausgesellschaft und Kassenärztlichen 
Vereinigung
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9. Die Anrufung der Clearingstelle darf für 
die Anrufenden mit keinen Kosten verbun-
den sein. Die beteiligten Organisationen 
tragen jeweils die Kosten für die Entsen-
dung ihrer Vertreter. Weitere Einzelheiten 
können auf Landesebene geregelt werden.

10. Detaillierte Regelungen zur Durchführung 
des Verfahrens, wie zum Beispiel die Ein-
berufung der Sitzungen, Einladung zur 
Sitzung, Abstimmung, Beschlussfassung, 
Akteneinsicht usw., können von den an der 
Clearingstelle beteiligten Organisationen 
im Rahmen einer Geschäftsordnung ver-
einbart werden.

11. Bei als von grundsätzlicher Bedeutung 
eingeschätzten Rechtsfragen kann die 
Clearingstelle eine Einschätzung der Ge-
meinsamen Rechtsabteilung der Bundes-
ärztekammer und der Kassenärztlichen 
Bundesvereinigung sowie der Rechtsab-
teilung der Deutschen Krankenhausge-
sellschaft einholen; Kosten entstehen den 
Beteiligten auf der Landesebene dadurch 
nicht. Die jeweilige Einschätzung wird allen 
Beteiligten auf Landesebene zur Verfügung 
gestellt. Gegebenenfalls kann auch ein-
vernehmlich die Einholung einer externen 
rechtlichen Expertise erfolgen. Die Bundes-
ärztekammer, die Deutsche Kranken-
hausgesellschaft und die Kassenärztliche 
Bundesvereinigung veranlassen zudem 
erforderlichenfalls Zusammenkünfte aller 
Clearingstellen zum Meinungsaustausch.

IV.

Die Bundesärztekammer, die Deutsche Kran-
kenhausgesellschaft und die Kassenärztliche 
Bundesvereinigung entwickeln gemeinsame 
Leitlinien zu den in den Gegenstandsbereich 
der Zusammenarbeit fallenden Rechtsfragen. 
Die Kassenärztliche Bundesvereinigung und die 
Deutsche Krankenhausgesellschaft erwähnen 
dazu beispielhaft ihr gemeinsames Rundschrei-
ben vom 4. September 2009 („Vor- und nach-
stationäre Krankenhausbehandlung gemäß
§ 115a SGB V“).

Berlin, 15. Oktober 2009

Bundesärztekammer 
Kassenärztliche Bundesvereinigung 
Deutsche Krankenhausgesellschaft

gremien der BÄK am 2. April 2007, DÄBI. 
Heft 22/2007, Seite A 1607 [in Ergänzung 
der von den Berufsordnungsgremien der 
BÄK am 12. August 2003 beschlossenen 
Hinweise und Erläuterungen zur Wahrung 
der ärztlichen Unabhängigkeit, DÄBI.; Heft 
5/2004, Seite A 297]) sowie etwaige Leit-
linien/Rahmenempfehlungen der Landes-
krankenhausgesellschaften berücksichti-
gen und die Wettbewerbsrechtsprechung 
der Zivilgerichte in einschlägigen Fällen 
(vgl. zum Beispiel zuletzt OLG Düsseldorf 
– Az.: 1-20 U 121/08 – vom 1. September 
2009) beachten. Dasselbe gilt für Sachver-
halte, in denen Vorschriften des SGB V und 
des Bundesmantelvertrages und anderer 
untergesetzlicher Normen maßgeblich für 
die Rechtsanwendung sind. Hier hat die 
Clearingstelle auch die einschlägige sozial-
gerichtliche Rechtsprechung zu berück-
sichtigen.

7. Die rechtliche Verantwortung der jewei-
ligen Organisation für die in ihrer Zustän-
digkeit liegenden rechtlichen Bewertungen 
und Schlussfolgerungen bleibt unberührt. 
Sie teilt (teilen) dazu dem (den) an dem ge-
prüften Vorgang beteiligten Mitglied(ern) 
ihre abschließende Bewertung mit. Die 
Entscheidung über mögliche Sanktionen 
bei Rechtsverstößen liegt nicht bei der 
Clearingstelle, sondern steht ausschließlich 
in der Verantwortung der zuständigen Or-
ganisation.

8. Die Beteiligten auf Landesebene emp-
fehlen ihren Mitgliedern die Vorlage von 
Vertragsangeboten zur Prüfung durch die 
jeweilige Clearingstelle. Diese leiten die 
Unterlagen an die Clearingstelle weiter. 
Die Ärztekammern weisen dabei auf die 
Berufsordnungsvorschrift zur Vorlage von 
Verträgen hin 1. Dasselbe gilt entsprechend 
für Mitglieder von Kassenärztlichen Verei-
nigungen. Sofern Krankenhäuser und Ver-
tragsärzte an sozialrechtlich begründeten 
Verträgen zur Zusammenarbeit beteiligt 
sind (zum Beispiel Verträge über integrierte 
Versorgung), weisen die Organisationen in 
geeigneter Weise darauf hin, dass eventu-
elle Geheimhaltungspflichten, die in diesen 
Verträgen niedergelegt sind, nicht davon 
befreien, dass die für die Zusammenar-
beit maßgeblichen Rechtsvorschriften zu 
beachten sind, und insbesondere auch die 
berufsrechtlich begründete Vorlagepflicht 
nicht außer Kraft gesetzt werden kann.

 Der Prüfungsauftrag kann sich auch auf 
bereits abgeschlossene Verträge und sons-
tige Absprachen erstrecken, wenn alle Koo-
perationspartner dies wünschen. Sofern in 
diesem Falle ein Rechtsverstoß (insbeson-
dere ein Berufsrechtsverstoß) anzunehmen 
ist, sollen die Organisationen im Rahmen 
pflichtgemäßen Ermessens bei der daraus 
zu ziehenden Schlussfolgerung prüfen, ob 
sie sich nicht zunächst auf einen Hinweis 
auf den Rechtsverstoß beschränken kön-
nen, den Vertragsparteien Gelegenheit zur 
rechtlich einwandfreien Gestaltung des 
Vertrages geben und vorerst von weiteren 
Sanktionen absehen.

5. Die Clearingstelle wird im Auftrag der drei 
Organisationen auf Landesebene tätig. Der 
Prüfungsauftrag erfolgt entweder durch 
eine der beteiligten Organisationen, wenn 
diese durch ein Mitglied dieser Organisa-
tion zu einer Prüfung angerufen wird. In 
jedem Fall sind alle Kooperationspartner 
um ihr Einverständnis zu ersuchen, dass die 
Rechtsprüfung durch die Clearingstelle er-
folgt. Alle Kooperationspartner gemeinsam 
können die Clearingstelle auch direkt anru-
fen. Die vollständigen Vertragsunterlagen 
sind vorzulegen.

6. Die Clearingstelle gibt eine gemeinsame 
rechtliche Beurteilung ab. Die Beurteilung 
wird den beteiligten Vertretern in der Clea-
ringstelle und dem die Clearingstelle an-
rufenden Kooperationspartner zugeleitet. 
Die Beurteilung, ist mit den wesentlichen 
Gründen, ggf. auch Bedenken und Vorbe-
halten einzelner Vertreter in der Clearing-
steIle zu versehen.

 Im Rahmen ihrer Entscheidungsfindung 
orientiert sich die Clearingstelle an ggf. 
gemeinsam auf Bundesebene zu erstel-
lenden Leitlinien, die unter anderem die 
maßgeblichen berufsrechtlichen Interpre-
tationen der Bundesärztekammer (siehe 
Bekanntmachung der BÄK „Wahrung der 
ärztlichen Unabhängigkeit, Umgang mit 
der Ökonomisierung des Gesundheits-
wesens, Hinweise und Erläuterungen“, 
beschlossen von den Berufsordnungs-

1 Vgl. § 24 MBO-Ä:
„Ärztinnen und Ärzte sollen alle Verträge über ihre 
ärztliche Tätigkeit vor ihrem Abschluss der Ärzte-
kammer vorlegen, damit geprüft werden kann, ob die 
beruflichen Belange gewahrt sind.“


